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Präambel  

 

Deutschland und Thüringen stehen am Scheideweg.  

Weite Teile der Bevölkerung Deutschlands und auch Thüringens sind derzeit enttäuscht 
von politischen Botschaften, Entscheidungen und Schwerpunktsetzungen und bringen 
dies auch unmissverständlich zum Ausdruck. Zu viele suchen in Thüringen, in 
Deutschland und darüber hinaus am rechten Rand des Parteienspektrums die Lösung, die 
Rufe nach einem grundsätzlichen Umbau des Staates und nach dem starken Mann an der 
Spitze werden lauter.  

Das ist ein unüberhörbarer Weckruf, der eine ebenso starke Reaktion im politischen 
Handeln erfordert.  Diese Entwicklungen dürfen nicht achselzuckend zur Kenntnis 
genommen werden, sie sind im höchsten Maße bedrohlich für unsere Demokratie, für die 
Zukunft Thüringens und ganz Deutschlands.  Es ist nicht die Zeit für eine Politik des „Jedem-Recht-getan“, nicht die Zeit des „Weiter-so“. Es ist nicht die Zeit, Themen allein deshalb „rechts liegen zu lassen“, weil man sich 
von rechts nicht treiben lassen will. Es ist die Zeit, in der Menschen weniger auf 
Erklärungsversuche setzen, sondern vielmehr präzise Beschreibung des Machbaren, 
klare Botschaften und Führungsstärke bei der Umsetzung der notwendigen 
Entscheidungen einfordern und das auch zu praktizieren. Dem müssen und wollen wir 
uns stellen. 

In Ostdeutschland erinnern sich die Menschen noch allzu gut an ihre 
Transformationserfahrungen in der Nachwendezeit: Einerseits eröffneten sich durch den 
Fall der Mauer und den Übergang in die soziale Marktwirtschaft für weite Teile der 
Bevölkerung im beruflichen und privaten Leben neue Chancen und Perspektiven, 
andererseits war insbesondere die Zeit der frühen 90er Jahre verbunden mit 
Abstiegsängsten, Arbeitslosigkeit, geringen Löhnen, aber auch Herabsetzungen und 
Unsicherheiten.  

Heute steht die Bevölkerung erneut vor einer zunehmend unüberschaubaren Situation 
multipler Krisen. Erneut haben viele Menschen die Befürchtung, ihren moderaten 
Wohlstand, den sie sich mit viel Fleiß und Entbehrungen in den letzten 30 Jahren 
erarbeitet haben, durch Inflation, hohe Energie- und Verbraucherpreise zu verlieren. 
Hinzu kommt die Sorge vor unbeherrschbarer Migration und die Wahrnehmung, dass 
auch der Staat, die Landkreise und Kommunen zunehmend überfordert sind. Nicht zuletzt 
dadurch konnte sich in den letzten Jahren, neben extreme Gruppierungen, die AfD in 
Thüringen verbreiten. Die etablierten Parteien, also auch die SPD, haben es nicht 
vermocht, auf diese Herausforderungen, in ihrem besonderen historischen Kontext, 
erfolgreich zu reagieren. Überregional und auf Bundesebene werden diese Entwicklungen 
im Freistaat seit Jahren eher kopfschüttelnd und ratlos zur Kenntnis genommen. Dabei  
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spielt sich hier, wie in einem Brennglas das ab, was in anderen Bundesländern und in ganz 
Deutschland bevorsteht. 

 

Herausforderungen in Thüringen. 

Thüringen ist darüber hinaus mit spezifischen Herausforderungen konfrontiert. Die 
Bevölkerung überaltert, die Babyboomer gehen in den Ruhestand und die Fach- und 
Arbeitskräfteengpässe werden allerorten spürbar. Experten warnen davor, dass die 
Thüringer Wirtschaft schrumpft, wenn das Fach- und Arbeitskräfteproblem nicht gelöst 
wird. 

Um in Thüringen adäquate Antworten zu finden und unser Land damit zukunftsfähig zu 
gestalten, brauchen wir eine politische Neuausrichtung und Prioritätensetzung der SPD, 
um sie als eine schlagkräftige und glaubwürdige politische Kraft zu stärken. Bürgerinnen 
und Bürger sollen der SPD wieder mehr zutrauen, die Herausforderungen auf 
Landesebene anzupacken, aber auch nachdrücklich Einfluss auf die Bundespolitik 
auszuüben.  

 

Seeheimer Thüringen. SPD. Die starke Mitte. 

 

Die Seeheimer Thüringen wollen auf der Basis der Programmatik der SPD 

Thüringen eine Konzentration auf das Wesentliche, wollen klare Botschaften 

senden und befördern Entscheidungen auf allen politischen Ebenen, die sich am 

Notwendigen und Machbaren ausrichten. Die Seeheimer Thu ringen wollen auf dieser Basis eine Neuausrichtung der SPD mitgestalten. Sie u ben dabei den Schulterschluss mit der Zivilgesellschaft, mit denen, die fu r demokratische Werte eintreten, auch wenn sie sich nicht parteipolitisch binden mo chten und konsequent rechtspopulistischen Stro mungen eine Absage erteilen.  Wir treten fu r eine Politik ein, die die zentralen Herausforderungen in den Mittelpunkt stellt, mit klaren Botschaften u berzeugen will und sich auf das Machbare konzentriert. Wir sind in der Mitte der Gesellschaft verortet – die SPD ist die starke Mitte.  Wir nehmen die Mehrheitsgesellschaft in den Blick, ohne Minderheiten zu vernachla ssigen. Unser Wertehorizont umfasst Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarita t. Uns geht es darum, Thu ringen zukunftsfest zu machen. Wir benennen ohne ideologische Scheuklappen was ist. Wir sprechen mehr u ber pragmatische Lo sungen als u ber das, was idealerweise wu nschenswert wa re. Wir ho ren zu, um einordnen zu ko nnen, wo bei den 
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Menschen der Schuh dru ckt und liefern unseren Beitrag, um ganz praktisch Abhilfe zu schaffen. Wir stellen Politikansa tze in Frage, selbst wenn sie zu lieb gewordenen Glaubensgrundsa tzen der Sozialdemokratie geho ren. Wir haben den Anspruch, auf der  
 Grundlage unserer sozialdemokratischen Werte lo sungsorientiert und undogmatisch die Zukunft zu gestalten.  Wir treten einer Fragmentierung der Gesellschaft, einer zunehmenden Entstehung von Parallelgesellschaften und Subkulturen mit ha ufig eigenem Werte- und Normenversta ndnis entgegen. Wir wenden uns gegen Verschwo rungserza hlungen jeder Art oder Strategien, die Hass oder Diskriminierungen fo rdern. 
Fünf aktuell zentrale gesellschaftspolitische Themen. 

1. Wir nehmen zur Kenntnis, dass gegenwärtig ein Thema die Gesellschaft in 
besonderer Weise bewegt und damit hohe Explosivität besitzt: Wie kann 
Migration steuernd gestaltet und wie die Aufnahmezahl von Geflüchteten bei 
gleichzeitiger unantastbarer Garantie des Menschenrechts auf Asyl begrenzt 
werden?  

An dieser Frage entscheidet sich in den nächsten wenigen Jahren, ob, ähnlich wie in 
anderen europäischen Staaten, in Deutschland, also auch in Thüringen rechte Parteien die 
Oberhand gewinnen und damit die demokratische Verfasstheit mit langfristigen 
negativen Folgen in Gefahr gerät. Eine solche Prognose ist kein Alarmismus, sondern 
speist sich aus den Erfahrungen der Geschichte und aus der Verantwortung der 
politischen Akteure für getroffene oder unterlassene Entscheidungen im Jetzt. Die 
Situation kann sich später durchaus anders darstellen. Jetzt aber ist es zwingend, sich auf 
Landes-, Bundes- und europäischer Ebene der Mammutaufgabe zu stellen, die 
gesellschaftlichen Gegebenheiten anzuerkennen und grundsätzlich umzusteuern. Gerade 
vor dem Hintergrund unserer Geschichte ist das Recht auf Asyl unverhandelbar. Weil 
weite Teile der Bevölkerung jedoch Zuwanderung undifferenziert und unabhängig vom 
Zuwanderungsgrund betrachten, gilt es klar zu benennen, worin genau das Problem 
besteht. Unsere Gesellschaft ist offenbar gefühlt oder tatsächlich mit der Anzahl von 
Migrantinnen und Migranten überfordert. Das breite zivilgesellschaftliche Engagement 
zur Integration darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Akzeptanz der derzeitigen 
Migrationspolitik in atemberaubender Geschwindigkeit und bis hinein in bisher überaus 
tolerante Kreise schwindet.  

Jetzt ist die klare Botschaft zwingend: Wir setzen uns für eine zukunftsfähige 
Migrationspolitik ein und gehen mit rechtsstaatlichen Mitteln gegen diejenigen vor, die 
das völkerrechtlich verbriefte Asylrecht wissentlich und unter Vorspiegelung falscher 
Tatsachen missbrauchen oder aufgrund schwerster Straftaten straffällig geworden sind. 
Wir ermöglichen den zu uns Gekommenen, schnellstmöglich in Arbeit zu kommen. 

 2. Wir nehmen zur Kenntnis, dass aktuell ein zweites Thema die Gesellschaft umtreibt: Wie kann die nachweislich erforderliche Bekämpfung des 



   

 

 5 

Klimawandels in Deutschland, also auch in Thu ringen, gelingen, ohne dass es Abstriche bei Wettbewerbsfa higkeit und Wohlstand gibt?  
 Fu r die Umsetzung der gru nen Transformation von Wirtschaft und Gesellschaft bedarf es einer unvergleichlichen, gemeinsamen Kraftanstrengung aller Beteiligter und massiver  

 Investitionen. Zugleich ist die Akzeptanz in Bevo lkerung und Wirtschaft von entscheidender Bedeutung, will man nicht ein prinzipielles Scheitern der Klimawende in Kauf nehmen. Momentan klaffen vorhandene finanzielle Ressourcen sowie die finanzielle Leistungsfa higkeit der Bu rgerinnen und Bu rger einerseits und ehrgeizige Zielsetzungen andererseits weit auseinander, die Ausgewogenheit von zusa tzlichen Belastungen und angemessener Unterstu tzung ist nicht gegeben. Weitere Unterstu tzungsleistungen fu r Privathaushalte, Unternehmen und Gebietsko rperschaften mu ssen so ausgerichtet werden, dass Bu rgerinnen und Bu rger nicht u berfordert werden, die Dekarbonisierung der Wirtschaft zu gig umgesetzt werden kann und damit die Energiewende in realistischen Schritten beschleunigt wird. Mit Blick auf den geringen Beitrag Deutschlands zur weltweiten Beka mpfung des Klimawandels muss sich die Vorgehensweise Deutschlands und somit auch Thu ringens strikt am europa ischen Geleitzug ausrichten, u berzogene und solita re Zielstellungen sind kontraproduktiv und ko nnen schnell zur Minderung der Wettbewerbsfa higkeit fu hren.  Jetzt ist eine klare Botschaft zwingend: Die Politik verzichtet auf die Rolle des Musterschu lers und pflegt den Schulterschluss mit den europa ischen Partnern, sie setzt sich zuku nftig realistische Ziele, bu ndelt die Kra fte und ra umt der Akzeptanz einen ho heren Stellenwert ein, gibt unbu rokratisch finanzielle Unterstu tzung besonders fu r einkommensschwache Haushalte und fu r den kleinen Mittelstand, sie baut bu rokratische Hu rden ab und beschleunigt so die Prozesse. 
 3. Wir nehmen zur Kenntnis, dass ein drittes Thema fu r die Zukunft von u berragender Bedeutung ist: Wie kann die innere und äußere Sicherheit gesichert werden, wo zunehmend Gewaltta tigkeit in den Alltag eindringt, wo die Sicherheit Europas im Angesicht despotischer Regime durch Cyberangriffe, Angriffe auf die kritische Infrastruktur, aber auch durch milita rische Mittel bedroht ist?  

 Gefu hlt oder tatsa chlich wird Recht und Ordnung zu wenig durchgesetzt. Im Kleinen beginnt das im schulischen Alltag, wo sich Lehrerinnen und Lehrer einer Eltern- und Schu lerschaft gegenu bersehen, die es an elementaren Regeln des Respekts und Anstands vermissen la sst. Einige Banalita ten sind symptomatisch: Wieviel Zeit braucht es, ehe der Unterricht wirklich beginnen kann? Wie oft stellen sich Eltern auf die Seite ihres Kindes, wenn es schulisches Fehlverhalten abzustellen gilt, wie oft wird gar mit dem Anwalt gedroht? Der Lehrerberuf wird so u ber die Maßen belastet. Wie lange dauert es, bis der unruhestiftende Nachbar in die Schranken gewiesen wird? Warum wird die 
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Videoaufzeichnung am o ffentlichen Platz behindert, obwohl Bela stigungen an der Tagesordnung sind? Warum wird die Arbeit der Polizei von linken Gruppen eher prinzipiell desavouiert? Warum mu ssen sich die Hu ter der gesellschaftlichen Ordnung von der Polizeidienststelle bis hin zum Bundesverwaltungsgericht eher erkla ren und entschuldigen fu r ihr Tun, als ihre elementare Bedeutung fu r unser gesellschaftliches Zusammenleben herauszustellen? 

 Sind wir in Europa und in Deutschland darauf vorbereitet, dass unser bequemes, kriegsfreies Leben nicht ewig wa hren ko nnte? Sollte Donald Trump im November 2024 Pra sident werden, stehen wir vor einer Zeitenwende ungeahnten Ausmaßes. U berall dort, wo bisher die finanziellen und personellen Ressourcen der USA und sein milita rischer Schutzschirm ein Mindestmaß an Stabilita t gesichert haben, u berall dort, wo die USA innerhalb Europas, heute insbesondere in der Ukraine, massiv unterstu tzt haben, wird umgesteuert werden. Entweder Europa, also auch Deutschland springt ein oder die Welt wird sich gravierend vera ndern. Schon jetzt sind wir, ist unsere Infrastruktur bis ins Mark gefa hrdet durch Cyberangriffe. Es bedarf keiner Panzer, um unser Land an den Rand der Handlungsunfa higkeit zu bringen. Ist unsere Vorsorge ada quat? Jetzt ist eine klare Botschaft zwingend: Wir mu ssen Europa, unseren Staat und seine Institutionen sta rken und deren Bedeutung noch deutlicher ins Bewusstsein der Bu rgerschaft bringen. Wir mu ssen den gesellschaftlichen Zusammenhalt sta rken und die Rechte des Individuums gewa hrleisten, indem wir auf einen starken, handlungsfa higen Staat setzen. Wir mu ssen in der O ffentlichkeit das Bewusstsein sta rken, dass Freiheit und Frieden nicht selbstversta ndlich sind, dass die innere und a ußere Sicherheit einen hohen, auch finanziellen Einsatz verlangen. 
 4. Wir nehmen zur Kenntnis, dass Fragen der Gesundheits- und Pflegeversorgung, der Bezahlbarkeit von Pflegeleistungen und der Belastung durch ha usliche Pflege die Menschen umtreiben. Wie kann der Angst vor mangelnder a rztlicher und pflegerischer Hilfeleistung, vor finanzieller und physischer U berforderung entgegengetreten werden und wie wird gewa hrleistet, dass Pflege nicht zum individuellen Lebensrisiko wird? 

 

Die sichere Versorgung von Patienten, die verlässliche Verfügbarkeit von Arzneimitteln, 
der Arzt in der Nähe - diese Probleme sind mittlerweile überall spürbar. Die 
Herausforderungen, landesweit eine optimale Gesundheitsversorgung zu erhalten, 
werden immer größer. Deshalb muss Politik deutlich mehr tun.  
 
Eine umfassende qualitativ hochwertige medizinische Versorgung, die vom Patienten 
hergedacht ist, hat für uns oberste Priorität. Dabei sind ambulante und stationäre 
medizinische Versorgung für uns zwei miteinander kommunizierende Röhren. Die 
Menschen wollen weniger Anonymität in einer Krankenhausfabrik, sondern mehr 
individuelle personalisierte Behandlungen. Das heißt für uns: es braucht mehr 
miteinander der Akteure in Form von Netzwerken und moderne Versorgungszentren.  
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Wir wissen, dass wir mit unseren knappen Ressourcen sorgsamer umgehen und gerade 
auch die ambulanten Strukturen als Sicherheitsnetz für eine landesweite sichere 
Gesundheitsversorgung fördern und stärken müssen. Wir wollen starke Ärzte, sei es 
ambulant oder stationär, starke Heilmittelerbringer, starke Apotheken und eine starke 
Pflege in Thüringen.  

 

 

Wir müssen deshalb gegensteuern, wenn Bürgerinnen und Bürger den Eindruck 
bekommen, sich eine gute Versorgung und Pflege im Alter nicht mehr leisten zu können. 
Und wir haben insbesondere in den letzten zwei Jahren gesehen, dass neben der 
ambulanten und stationären medizinischen Versorgung gerade auch die sogenannte 
dritte Säule im Gesundheitswesen, der Öffentliche Gesundheitsdienst, unverzichtbar für 
den Schutz der Menschen in unserem Land ist.  Jetzt ist eine klare Botschaft zwingend: Wir müssen dafür sorgen, dass die Menschen in 
Thüringen jederzeit und an jedem Ort im Krankheitsfall schnell und unkompliziert Hilfe 
finden. Es ist unsere unbedingte Verpflichtung, aus unseren Fehlern zu lernen und die 
Modernisierung und Stärkung des Öffentlichen Gesundheitsdienstes in Thüringen in 
Angriff zu nehmen. 

 5. Wir nehmen zur Kenntnis, dass das Fundament gesellschaftlichen Zusammenhalts durch mangelnden Respekt ins Wanken gera t. Wie kommen wir zuru ck zu Wertscha tzung und Toleranz im Umgang miteinander? 
 Respekt meint Achtung des Anderen, Tolerierung der Meinung Andersdenkender, meint wertscha tzendes Verhalten und – so banal es klingen mag – ho fliche Umgangsformen. Unsere Gesellschaft ist im zwischenmenschlichen Verhalten, in den „sozialen“ Medien, aber auch im Umgang der politischen Wettbewerber miteinander auf dem Weg der zunehmenden Respektlosigkeit. Formen von „Hate speech“, Intoleranz und gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit sind wieder auf dem Vormarsch. Diesen neuen Verhaltensformen gilt es entschieden entgegenzutreten.  Die arbeitende Mitte klagt u ber mangelnde Wertscha tzung, Unternehmerinnen und Unternehmer eigentu mer- bzw. familiengefu hrter Firmen sehen sich dem Vorwurf der Ausbeutung ihrer Bescha ftigten ausgesetzt. Sie beklagen als Schikane begriffene Bu rokratie und den Generalverdacht, Steuerbetru ger zu sein. Migrantinnen und Migranten, aber auch Bezieher von Bu rgergeld werden beleidigend pauschal als Schmarotzer herabgewu rdigt. Lehrerinnen und Lehrer sehen sich mit einer zunehmenden Geringscha tzung durch die Eltern- und Schu lerschaft konfrontiert, es mangelt immer o fter an elementaren Umgangsformen. Im Internet wird ein U berbietungswettbewerb an Beleidigungen und Hass zur Normalita t. Politiker und Politikerinnen vergreifen sich zu oft in der Tonlage, drastische U berspitzungen und herabwu rdigende, undifferenzierte Etikettierung beispielsweise von Impfgegnern als Covidioten oder der pauschalen Bezeichnung der AfD-Wa hlerschaft als Nazis vergiften 



   

 

 8 

das gesellschaftliche Klima zusa tzlich und erschweren den Dialog in einer Gesellschaft der vielfa ltigen Meinungen und Lebensentwu rfe.  Jetzt ist die klare Botschaft zwingend: Wir pflegen Fairness und Respekt in unseren Reihen. Wir brandmarken Entgleisungen und Herabwu rdigungen. Wir wu rdigen die Leistungen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und setzen uns fu r faire,  
 

 angemessene Lo hne ein. Wir wertscha tzen unternehmerisches Handeln, wir appellieren an die Eltern, ihren Kindern klare Anstandsregeln zu vermitteln und der Lehrerschaft den Ru cken zu sta rken.  
 

1. Unsere Überzeugungen 

 

(1) Selbstverständnis und Menschenbild 

 

Das sozialdemokratische Menschenbild hat sich auf dem Hintergrund historischer 
Entwicklungen und gesellschaftlicher Herausforderungen in den letzten 160 Jahren 
mehrfach gewandelt. In der aktuellen, von multiplen Krisen und dem Erstarken rechter, 
populistischer Parteien und Strömungen geprägten Zeit, ist eine Auseinandersetzung mit 
dem sozialdemokratischen Menschenbild mehr denn je von Bedeutung, denn: 

(1) Es liefert uns den Begründungszusammenhang für unser politisches Verständnis 
und Handeln. 
 

(2) Es ermöglicht eine Abgrenzung zum Menschenbild des Nationalsozialismus, den 
ein Teil unserer Bevölkerung in Thüringen noch miterlebt hat. Es ermöglicht aber 
zugleich eine Abgrenzung zum Menschenbild in der früheren DDR, die weite Teile 
der Bevölkerung Thüringens geprägt hat. 

(3) Nur in der kritischen Auseinandersetzung mit unserem Menschenbild können wir 
neue populistische Gruppierungen von rechts und links und neue Formen 
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit, Diskriminierung und Ausgrenzung 
entlarven und für das Postulat von Freiheit und Gleichheit streiten. 

  
Uns geht es darum, elitären Menschenbildern jedweder Art und Couleur eine Absage zu 
erteilen. Mehr denn je gilt noch oder gerade heute wieder, was Willy Brandt schon 1976 sagte: „Unsereins hat la ngst der to richten Utopie entsagt, den ›neuen Menschen‹ formen zu wollen. Wofu r wir arbeiten und ka mpfen ist, dass der Mensch und die Menschlichkeit u berleben“. 
Als Seeheimer Thüringen fühlen wir uns dem Hamburger Programm von 2007 verpflichtet und streben demzufolge „eine Gesellschaft der Freien und Gleichen an, in der 
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jeder Mensch seine Perso nlichkeit in Freiheit entfalten kann, ohne die Wu rde und Freiheit anderer zu verletzen. Wir widersetzen uns jeder Form der Diskriminierung. Die Wu rde des Menschen ist unabha ngig von seiner Leistung und seiner wirtschaftlichen Nu tzlichkeit.“  Wir setzen uns dafu r ein, dass diejenigen, die sich einbringen ko nnen und die eine Gestaltungsoption haben, diese auch nutzen und sich durch Arbeit und Leistung i.S. eines „Fo rderns und Forderns“ einbringen, um unsere Gemeinschaft zu sta rken. Dem liegt die  
 U berzeugung zugrunde, dass Deutschland als starkes Industrieland ohne gro ßere Rohstoffvorkommen als Solidargemeinschaft vom Engagement, aber auch von der Leistungsbereitschaft der arbeitsfa higen Bevo lkerung abha ngig ist. Daher ist fu r die Zukunft unserer Gesellschaft die Fo rderung von Solidarita t und Engagement fu r die Gemeinschaft genauso essenziell, wie das Einfordern von Leistungsbereitschaft.  
 

(2) Staatsverständnis und Subsidiarität 

 Der zutrauende und vorsorgende Staat grenzt sich in doppelter Weise ab: Einerseits von einem vormundschaftlichen Staat durch das Vertrauen in die Gestaltungskraft der Menschen, andererseits von einem Nachtwa chterstaat durch die aktive Fo rderung von Teilhabe und Chancengerechtigkeit. Mit unserem Menschenbild korrespondiert unser sozialdemokratisches Versta ndnis von der Rolle und den Aufgaben des Staates. Danach dient staatliches Handeln der Unterstu tzung, der Fo rderung und dem Schutz der Bu rgerinnen und Bu rger. Es zielt darauf, die Partizipations- und Handlungsfa higkeit sowie die Selbstverantwortung des Einzelnen zu sta rken, fordert aber auch seine Leistungsbereitschaft und sein Engagement.  Zugleich soll und muss der Staat mit Blick auf ku nftige Herausforderungen Vorsorge treffen und die Menschen vor sozialen und gesellschaftlichen Verwerfungen sowie vor Benachteiligung schu tzen. Teil der Vorsorge ist auch, den Ressourcenverbrauch im Interesse ku nftiger Generationen zu senken und die natu rlichen Voraussetzungen fu r ein menschenwu rdiges Leben und gesellschaftlichen Fortschritt dauerhaft zu erhalten.  Der Staat sorgt fu r die innere und a ußere Sicherheit. Ein starker Staat setzt Recht und Gesetz mit rechtsstaatlichen Mitteln durch. Als moderner Staat muss er stark und vor allem handlungsfa hig bleiben. Er muss von allen als handelnde Institution anerkannt und respektiert werden, da nur er Garant der Grundrechte ist und die Daseinsvorsorge sowie das Gemeinwesen im Sinne unserer verfassungsma ßigen Ordnung garantieren und steuern kann. Ein derart verfasster Staat zeichnet sich einerseits dadurch aus, dass er die besonderen Bedarfe der Bu rgerinnen und Bu rgern in den Blick nimmt und ihnen Teilhabe gewa hrt. Andererseits traut er ihnen verantwortliches Handeln und die Gestaltung des gesellschaftlichen Miteinanders zu, fo rdert und fordert aber zugleich Engagement und Leistungsbereitschaft. Dabei kommt der Bildung eine zentrale Rolle zu. Daraus leitet sich der Gestaltungsauftrag ab, in Bildung zu investieren und einen aktivierenden Sozialstaat zu gewa hrleisten.  
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Der zutrauende und vorsorgende Staat agiert auf verschiedenen Ebenen: in Kommune, Land, Bund und zusehends auch auf europa ischer Ebene. Seine Leistungsfa higkeit steht und fa llt damit, dass die Aufgaben dort erledigt werden, wo sie am besten bewa ltigt werden ko nnen. Das Gemeinwesen hat sein Fundament zuallererst im Engagement des Einzelnen. „Frage nicht, was dein Land fu r dich tun kann – frage, was du fu r dein Land tun kannst,“ lautet ein beru hmter Satz von John F. Kennedy. Nach dem Grundsatz der Subsidiarita t gilt: Einer Regelung auf ho her Ebene bedarf es dann, wenn auf der unteren Ebene keine angemessene Erledigung der Aufgaben mo glich ist. Dadurch wird  
 gewa hrleistet, dass die Entscheidungen mo glichst nah bei den Menschen erfolgen und zugleich die bestehenden Herausforderungen auch bewa ltigt werden ko nnen.  Staatliches Handeln soll zugleich breiten Raum fu r zivilgesellschaftliches Engagement und ehrenamtliche Aktivita ten belassen und dieses ermutigen und fo rdern. Richtschnur dabei ist, dass der Staat auf allen Handlungsebenen seine origina ren Aufgaben im Interesse der Bu rgerinnen und Bu rger vollumfa nglich erledigt. Ebenso wenig ist es zula ssig, staatliche Aufgaben dauerhaft von ehrenamtlich Engagierten erledigen zu lassen.  

 

 

(3) Gesellschaftliche Herausforderungen 

 Wir wollen fu r, aber vor allem auch mit den Bu rgerinnen und Bu rgern des Freistaats erfolgreich Politik machen. Voraussetzung dafu r ist es, die gesellschaftlichen Realita ten und Herausforderungen in den Regionen in den Blick zu nehmen. Thu ringen ist mit seinen 2,13 Mio. Einwohnern ein la ndlich gepra gter Fla chenstaat. Mit 1,57 Millionen Menschen lebt die große Mehrzahl in den 17 Landkreisen und 634 Gemeinden und damit auf dem Land. Der demografische Wandel hat dazu gefu hrt, dass heute etwa 1/3 der Bevo lkerung a lter ist als 65 Jahre und ein weiteres Drittel zwischen 40 und 59 Jahren. Thu ringen ist hinter Sachsen-Anhalt damit das Land, das im Durchschnitt u ber die a lteste Bevo lkerung bundesweit verfu gt. Damit einher gehen unterschiedliche Bedarfe u.a. mit Blick auf die gesundheitliche und pflegerische Versorgung und Teilhabe. Zugleich sind damit besondere Herausforderungen fu r den schu tzenden Staat und das vorhandene Aktivierungs- und Gestaltungspotenzial der Bevo lkerung, aber auch fu r die Mobilita t einer alternden Gesellschaft verbunden.  
 Gleichzeitig haben etwa 2/3 der Bevo lkerung die DDR- und die unmittelbare (Nach-) Wendezeit bewusst miterlebt. Im Bereich der Daseinsvorsorge existierte zu DDR-Zeiten ein breites Netz an Angeboten im gesundheitlichen und pflegerischen Bereich, ein hochsubventionierter Lebensmittel-, Wohnungs- und Mietmarkt mit sehr geringen Energiekosten, ein ausgepra gtes und kostengu nstiges Mobilita tsnetz sowie ein fla chendeckendes Gesundheitssystem - auch im la ndlichen Raum. Andererseits war die DDR-Zeit fu r viele Menschen keine Zeit der politischen Mitgestaltung, sondern ein Lebensabschnitt mit politisch zentralistisch gesetzten Rahmenbedingungen und einem breiten Netz an doktrina ren Sanktionsmo glichkeiten.  
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 Insbesondere in den ländlichen Regionen wird zwar die Demokratie prinzipiell bejaht, 
ihre Wirksamkeit und ihr Erscheinungsbild jedoch skeptisch beurteilt. Die Unterstützung 
der Demokratie liegt nach den Erhebungen des THÜRINGEN-MONITORS in der 
Konsequenz dessen auch heute noch auf einem sehr niedrigen Niveau, während 
demokratiegefährdende Einstellungen wie Rechtsextremismus, Populismus und 
Antisemitismus dort stärker vertreten sind als in den urbanen Zentren. Die Zufriedenheit 
mit der Praxis der Demokratie und das Vertrauen in staatliche Institutionen sind im 
Vergleich zu den Vorjahren stark zurückgegangen. Die Gründe hierfür sind vielfältig. Nicht  
 
zuletzt fällt ins Gewicht, dass teilweise erhebliche Unterschiede der strukturellen 
Rahmenbedingungen zwischen Stadt und Land bestehen. So haben Menschen in den 
Städten eine bessere Versorgung mit schnellem Internet, mit dem ÖPNV und zu 
gesundheitlicher Versorgung.  
 Hier ist eine Politik gefordert, die die tatsa chlichen strukturellen Gegebenheiten vor Ort, die Unterschiede zwischen Stadt und Land, aber auch die Sozialisation und das Erfahrungswissen breiter Bevo lkerungsteile in den Blick nimmt, Unzufriedenheiten richtig einordnet und Kritik nicht vorschnell als rechts diffamiert.  
 Die Bereitschaft von Bu rgerinnen und Bu rgern zu sta rken, sich an politischen Prozessen zu beteiligen, ist mit Blick auf die Zeit vor 1990 eine besondere Herausforderung. Ostdeutsche, die die Politik u ber viele Jahre in einem repressiven Obrigkeitsstaat ohne eigene Mitwirkungsoptionen erlebt haben, stehen der repra sentativen Demokratie und deren Mitwirkungsmo glichkeiten besonders skeptisch gegenu ber. Die Einbeziehung und politische Partizipation zu erreichen, wird nur mit neuen Formen der Mobilisierung und mit aufsuchenden Strategien zu erreichen sein. Durch die erlebte Gleichschaltung von Staat und Partei ist das Misstrauen gegenu ber (wenngleich demokratischen) Parteien ungebrochen groß und wird auch von der Elterngeneration auf die na chste Generation weitergegeben. 
 
 

(4) Stärkung der Demokratie 

 Institutionen und Akteure der repra sentativen Demokratie sehen sich, zumal in Zeiten der Krisen, einem Vertrauensverlust ausgesetzt. Nach manchen Einscha tzungen kommt dieser bereits einer Erosion des demokratischen Verfassungsstaats nahe. Es wird zunehmend ausgeblendet, dass Bu rgerinnen und Bu rger nur in der Demokratie 
individuelle Freiheiten und den Schutz verfassungsgemäß verbriefter Grundrechte 
besitzen. Umso wichtiger ist es, den sich auftuenden Graben zwischen Repra sentanten und Repra sentierten zuzuschu tten. Dies la sst sich zum einen durch eine starke Na he der Volksvertreterinnen und -vertreter zu den Menschen erreichen. Auch parlamentarische Reformen – etwa die Einfu hrung einer „Question Time" – und ein sta rker personalisiertes Wahlrecht (etwa mit halboffenen Listen) ko nnen zu einer Sta rkung beitragen. Die Digitalisierung erlaubt daru ber hinaus vo llig neue Formen der Partizipation zu erproben und zu implementieren. Entscheidend hierbei ist, dem Vorwurf der Beteiligung als Feigenblatt entgegenzuwirken. Stattdessen braucht es eine wirksame Einflussmo glichkeit 
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bei gleichzeitiger Achtung der repra sentativen Demokratie. Zum anderen gilt es, Versta ndnis fu r demokratische Verfahren zu vermitteln und fu r die Achtung der Repra sentanten demokratischer Politik o ffentlichkeitswirksam zu werben.  
 

 

2. Zielsetzungen 

 Den Seeheimern Thu ringen geht es vor allem darum: (1) Fu r eine moderne, pragmatische und ideologiefreie Politik im Freistaat einzutreten.  
 (2) Die Mehrheitsgesellschaft in den Blick zu nehmen, die Probleme der Menschen auch beim Namen zu nennen und fu r Lo sungen zu sorgen. 
 (3) Die Gemeinschaft unter Freien und Gleichen zu fo rdern und der Fragmentierung der Gesellschaft entgegenzutreten.  
 (4) Die A ngste der Menschen, unter anderem vor Inflation, hohen Energie- und Lebensmittelpreisen, vor Wohnungsnot, Fach- und Arbeitskra ftemangel sowie vor zu starker und ungesteuerter Zuwanderung lo sungsorientiert zu adressieren. 
 (5) Fu r einen starken, leistungs- und handlungsfa higen Staat einzutreten, der seine origina ren Aufgaben i.S. eines zutrauenden und vorsorgenden Staates wahrnehmen kann und nicht an U berforderung krankt. 
 (6) Fu r den Abbau u berbordender Bu rokratie einzutreten, um der U berforderung von Unternehmen, Verwaltung, Kommunen, Schulen und Privatpersonen entgegenzuwirken. 
 (7) Fu r eine Sta rkung unseres Bildungssystems und eine Aufwertung des Lehrerberufs einzutreten. 
 (8) Undogmatische, zeitgema ße Lo sungsansa tze direkt mit den Menschen zu entwickeln sowie notwendige Initiativen auf Bundesebene zu initiieren bzw. zu unterstu tzen. 
 (9) Fu r mehr Daseinsvorsorge auf dem Land und fu r mehr soziale Gerechtigkeit besonders fu r Menschen mit geringen Einkommen oder Renten einzutreten und fu r Gesundheit und Pflege insbesondere im la ndlichen Raum alle notwendigen Voraussetzungen zu schaffen.  
 (10) Unsere Leistungstra ger der Gesellschaft im Mittelstand, im Handwerk, die Selbststa ndigen und Freiberufler sta rker in den Blick zu nehmen. 
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(11) Eine starke, diversifizierte und zugleich innovative Wirtschaft unter besonderer Beru cksichtigung unserer kleinteiligen Unternehmensstruktur zu fo rdern. 
 (12) Die Innere Sicherheit in Thu ringen zu sta rken.  
 (13) Auf Bundesebene fu r Investitionen in die a ußere Sicherheit einzutreten.  
 
 (14) Die Begrenzung und Steuerung der Migration durchzusetzen. 
 (15) Fu r eine wehrhafte Demokratie in Deutschland und Europa einzutreten.        
 

 

 Erfurt, den 10.01.2024 
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3. Erfurter Programm  
 

Seeheimer Thüringen. SPD. Die starke Mitte.  
 Die Thu ringer SPD setzt in ihrer Programmatik und Politik fu r den Freistaat darauf, die Lebensbedingungen aller Menschen nachhaltig zu verbessern. Ihre Schwerpunkte sind die Belange der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die wirtschaftliche Prosperita t, die innere Sicherheit sowie die Kinder-, Jugend- und Familienpolitik. Als Seeheimer Thu ringen setzen wir mit dem Erfurter Programm da gezielt zusa tzliche Akzente, wo es nach unserem Dafu rhalten einer sta rkeren Fokussierung und Akzentuierung bedarf. Auf Basis des Gru ndungsdokuments beschließen wir das Erfurter Programm: 
 

(1) Migration 

 a) Arbeitsmigration Deutschland und auch Thu ringen ist bereits seit Jahren ein Fachkra ftezuwanderungsland. Dazu bekennen sich die Seeheimer Thu ringen. Wir brauchen Zuwanderung in Thu ringen, um den schon heute erkennbaren Fach- und Arbeitskra ftemangel zu verringern. Andererseits du rfen wir Entwicklungs- und Schwellenla nder nicht dadurch schwa chen, dass wir ihre Expertinnen und Experten abziehen und nach Deutschland locken. Um eine geordnete Zuwanderung zu ermo glichen, brauchen wir in erster Linie Programme, um Menschen aus Drittstaaten mit hoher Jugendarbeitslosigkeit selbst fu r den deutschen Arbeitsmarkt auszubilden und um sie hierauf vorzubereiten. Dem dient der Aufbau der German Professional School. Das nur im Interesse Deutschlands liegende Abwerben von Fachkra ften ohne Nutzen fu r den ausbildenden Drittstaat kann hierbei keine Lo sung sein. Wir setzen uns auf Bundesebene dafu r ein, dass Anwerbeabkommen mit Drittstaaten jeweils im beiderseitigen Interesse liegen mu ssen.  Um Menschen zu Ausbildungszwecken, aber auch um Fachkra fte fu r Deutschland zu gewinnen, bedarf es staatlich finanzierter Unterstu tzungsstrukturen – auch deshalb, weil insbesondere kleine Unternehmen u ber keine eigenen Personalabteilungen verfu gen. Diese Unternehmen, aber auch Einrichtungen der Daseinsvorsorge sind oftmals damit u berfordert, Personal und Auszubildende im Ausland zu akquirieren.  Damit Menschen nach Thu ringen kommen und hierbleiben, bedarf es weiterer Maßnahmen. Dazu geho rt die zu gige Anerkennung von Bildungs- und Berufsabschlu ssen, das Aufzeigen von beruflichen Perspektiven und eine echte Willkommenskultur in der Bu rgerschaft, in Beho rden und Unternehmen.  
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   b) Fluchtmigration Wir stehen uneingeschra nkt zum Menschenrecht auf Asyl. Die Genfer Flu chtlingskonvention sowie die Europa ische Menschenrechtskonvention sind fu r uns verbindliche Standards fu r eine humane, soziale und geordnete Migrationspolitik. Auf Landesebene muss Politik den Rahmen setzen, um Geflu chtete geordnet aufzunehmen, wu rdig unterzubringen und sie in die Gesellschaft zu integrieren: beruflich, sozial und kulturell. Um dringend beno tigte Fachkra fte aus dem Kreis der Geflu chteten fu r eine Ta tigkeit in Thu ringen zu gewinnen, bedarf es professionaler Begleitung und Betreuung.  Gleichzeitig ist es unbestritten eine der großen und die Zukunft entscheidenden Herausforderungen fu r unser Land, all denjenigen Menschen Schutz zu bieten, die Anspruch auf Asyl haben. Auf diesem Hintergrund geht es darum: (1) Unsere begrenzten finanziellen Spielra ume nicht zulasten wichtiger weiterer Aufgaben zu u berdehnen. (2) Unsere kommunalen und staatlichen Strukturen, aber auch die Gesellschaft insgesamt nicht zu u berfordern. (3) Der Gefahr zu begegnen, Bu rgerinnen und Bu rger aufgrund der hohen Zahlen an Geflu chteten an Populisten zu verlieren und damit einer weiteren Spaltung und Fragmentierung der Gesellschaft Vorschub zu leisten.  
 Andererseits verschließen wir nicht die Augen davor, dass: (1) Bei einem gleichbleibenden Asylsystem die Zahl der Berechtigten in den na chsten Jahren durch eine Vielzahl an Krisen, den Klimawandel, aber insbesondere aufgrund der wachsenden Weltbevo lkerung weiter anwachsen wird.  (2) Menschen auch zunehmend aus wirtschaftlichen Gru nden, den Folgen des Klimawandels und aus Perspektivlosigkeit ihre Heimatla nder verlassen werden mu ssen. (3) Die Regelungen des Dubliner U bereinkommens nicht von allen Mitgliedsstaaten beachtet werden. (4) Das Einschleusen von Geflu chteten in die Europa ische Union u ber Staaten wie Belarus oder Tunesien bewusst als Hebel eingesetzt wird, um den Zusammenhalt zwischen den europa ischen Staaten zu schwa chen. (5) Flu chtlingsabkommen mit Drittstaaten, wie der Tu rkei, zunehmend teurer und uns immer erpressbar machen werden. 

 

Wir nehmen zur Kenntnis, dass gegenwärtig ein Thema die Gesellschaft in besonderer 
Weise bewegt und damit hohe Explosivität besitzt: Wie kann die Fluchtmigration steuernd 
gestaltet und wie die Aufnahmezahl Geflüchteter bei gleichzeitiger Garantie des 
Menschenrechts auf Asyl begrenzt werden? An dieser Frage entscheidet sich in den 
nächsten wenigen Jahren, ob ähnlich wie in anderen europäischen Staaten in Deutschland, 
also auch in Thüringen rechte Parteien die Oberhand gewinnen und damit die 
demokratische Verfasstheit mit langfristigen negativen Folgen in Gefahr gerät. Eine solche 
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Prognose ist kein Alarmismus, sondern speist sich aus der Verantwortung der politischen 
Akteure für getroffene oder unterlassene Entscheidungen im Jetzt. In dieser Situation, die  

 

sich später durchaus anders darstellen kann, ist es zwingend, sich auf Bundes- und 
europäischer Ebene der Mammutaufgabe zu stellen, die gesellschaftlichen Gegebenheiten 
anzuerkennen und grundsätzlich umzusteuern.  

Der im Dezember 2023 in der EU erzielte Kompromiss bietet dafür eine erste Grundlage. 
Es ist ein solider Zukunftsplan erforderlich gepaart mit dem Willen, ihn auch gegen 
Widerstände umzusetzen. Mit Blick auf die eher wachsenden Zahlen ist die unbegrenzte 
Aufnahme i.S. einer „No-Border“-Politik erkennbar unrealistisch. Voraussetzung für die 
Einreise und ein Bleiberecht muss es sein, dass die Menschen, die nach Deutschland 
einreisen, den Willen zur Integration mitbringen und den Staat sowie unser Rechts- und 
Wertesystem als Grundlage unseres Zusammenlebens anerkennen. Wir verfolgen eine 
Nulltoleranz gegenüber denjenigen Menschen, die unsere demokratischen Werte nicht 
anerkennen, antisemitisch oder israelfeindlich orientiert sind oder ihre regionalen 
Konflikte in Deutschland ausleben. 

 Um Fluchtmigration erfolgreich zu steuern, stehen fu r uns folgende Handlungsfelder im Vordergrund: (1) Wir setzen uns fu r eine Europa ische Asylpolitik ein und begru ßen die Entscheidung von Durchfu hrungen rechtsstaatlicher Asylverfahren an den EU-Außengrenzen. Die Unterbringung in Lagern unter hafta hnlichen Bedingungen lehnen wir ab.  
 (2) Wir unterstu tzen das Gemeinsame Europa ische Asylsystem (GEAS), um eine solidarische Migrationspolitik innerhalb der Europa ischen Union zu realisieren. 
 

(3) Wir begrüßen die Entscheidung auf Bundesebene, die europäische 
Grenzschutzagentur Frontex zu stärken, um effizienter gegen die organisierte 
Schleuserkriminalität agieren zu können und die EU-Außengrenzen stärker zu 
schützen. Pushbacks lehnen wir ab. 

(4) Wir setzen uns auf Bundesebene für den Ausbau der wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit mit Entwicklungs- und Schwellenländern in Form von 
Reformpartnerschaften ein, um die Lebensbedingungen der Menschen in ihren 
Heimatländern kontinuierlich zu verbessern und um Fluchtursachen zu 
verringern. 

(5) Das Erlernen der deutschen Sprache und die Anerkennung unserer Grundwerte 
sind Schlüssel für Teilhabe an unserem gesellschaftlichen Leben und für ein 
gedeihliches Miteinander. Deshalb setzen wir uns dafür ein, von Anfang an mehr 
Sprachkurse und Kurse der politischen Bildung zu ermöglichen. 

(6) Wir setzen uns für eine erleichterte Anerkennung ausländischer Abschlüsse ein,  

(7) damit vorhandene Qualifikationen besser eingebracht werden können. 

(8) Wir fordern, dass Menschen, die die Voraussetzungen des 
Chancenaufenthaltsrechts erfüllen und integrationswillig sind, unbürokratischer 
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und schneller eine Bleibeperspektive erhalten. Dafür wollen wir im Rahmen von  

 

 

Fort- und Weiterbildungsprogrammen bei den zuständigen Ausländerbehörden 
das Bewusstsein erhöhen. 

(9) Wir setzen uns dafür ein, dass Menschen ohne Bleibeperspektive zügig 
zurückgeführt oder, bei entsprechender Eignung, zügig in den Arbeitsmarkt 
integriert werden, um die Kommunen und Bedarfsträger bei der Unterbringung 
und Integration nicht zu überlasten. 

(10) Wir setzen uns dafür ein, dass aufgrund schwerster Straftaten straffällig 
gewordene Migrantinnen und Migranten und solche, die nicht auf dem Boden des 
Grundgesetzes stehen, das Land zügig verlassen müssen. 

(10) Wir setzen uns dafür ein, dass Geflüchtete spätestens innerhalb von 12 Monaten  
          in Arbeit vermittelt werden und bis dahin mit gemeinnütziger Arbeit ihren  
         Beitrag zum Wohle der Gesellschaft leisten. 

 

So verstehen wir eine realistische, solidarische, soziale sowie humane Migrationspolitik, 
so fördern wir die Akzeptanz innerhalb der Gesellschaft. 

 

(2) Klimaschutz und Nachhaltigkeit 

 Eine lebenswerte Welt fu r nachfolgende Generationen la sst sich nur mit einer grundlegenden Transformation der Wirtschaft erreichen, die auf Klimaschutz und Nachhaltigkeit setzt. Daher steht die Sozialdemokratie nicht erst heute fu r eine soziale und o kologische Marktwirtschaft. Sie orientiert sich nicht am kurzfristigen Profit, entscheidend ist vielmehr, welche Rahmenbedingungen fu r Wirtschaft und Gesellschaft o konomisch, o kologisch und sozial zukunftsweisend sind. Die Sozialdemokratie la sst sich dabei von einem weit u ber den Umweltschutz hinausgehenden Nachhaltigkeitsbegriff leiten – in Anlehnung an die Sustainable Development Goals der Vereinten Nationen.  Fu r die Umsetzung der gru nen Transformation von Wirtschaft und Gesellschaft bedarf es einer gemeinsamen Kraftanstrengung aller Beteiligter und massiver Investitionen. Zugleich ist die Akzeptanz in Bevo lkerung und Wirtschaft fu r die Ziele und geplanten Schritte von entscheidender Bedeutung, will man nicht ein prinzipielles Scheitern der Klimawende in Kauf nehmen. Momentan klaffen vorhandene finanzielle Ressourcen einerseits und ehrgeizige Zielsetzungen andererseits weit auseinander, die Ausgewogenheit von zusa tzlichen Belastungen und angemessener Unterstu tzung ist nicht gegeben. Weitere Unterstu tzungsleistungen fu r Privathaushalte, Unternehmen und Gebietsko rperschaften mu ssen so ausgerichtet werden, dass Bu rgerinnen und Bu rger nicht u berfordert werden, die Dekarbonisierung der Wirtschaft zu gig umgesetzt werden kann und damit die Energiewende in realistischen Schritten beschleunigt wird.   
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Mit Blick auf den geringen Beitrag Deutschlands zur weltweiten Beka mpfung des Klimawandels muss sich die Vorgehensweise Deutschlands und somit auch Thu ringens strikt am europa ischen Geleitzug ausrichten, u berzogene und solita re Zielstellungen sind kontraproduktiv und ko nnen schnell zur Minderung der Wettbewerbsfa higkeit fu hren.  
 Bu rokratische Hu rden abzubauen und Unternehmen wie Kommunen bei Umsetzung realistischer Schritte bei der Transformation umfassend zu unterstu tzen, ist daher das Gebot der Stunde. Zudem gilt es, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer fu r die Anforderungen und die Gestaltung nachhaltigen Wirtschaftens fru hzeitig zu qualifizieren. Voraussetzung fu r die Umsetzung von Nachhaltigkeitszielen in allen gesellschaftlichen Sektoren – von der Bildung bis zum Verkehr – ist eine strategisch angelegte Digitalisierung. Wir treten dafu r ein:  (1) Klimapolitik ausschließlich im europa ischen Kontext zu definieren und umzusetzen. (2) Die Zielstellungen der Klimapolitik auf dem Hintergrund des Pariser Abkommen und dem entsprechenden Verfassungsgerichtsurteil einerseits und dem realistisch Machbaren andererseits auszurichten. (3) Dass Energie wieder kostengu nstiger wird. (4) Fu r eine Ausgewogenheit von zusa tzlichen Belastungen und angemessenen Unterstu tzungsleistungen fu r Privathaushalte, Wirtschaft und o ffentliche Hand. (5) Neuen, erfolgversprechenden Technologien zum Durchbruch zu verhelfen. (6) Geschlossene Vertra ge wie beispielsweise zum Kohleausstieg nicht in Frage gestellt bzw. vera ndert werden, wir gewa hrleisten damit Planungssicherheit. 
 

(3) Innere Sicherheit 
 Innere Sicherheit ist grundlegend fu r eine funktionierende Gesellschaft. Wir stehen dafu r ein, dass die Menschen einen Anspruch auf Innere Sicherheit haben. Neben den alles u berragenden Themen Migration und Klimaschutz bewegt die Menschen ihre perso nliche Sicherheit und die Handlungsfa higkeit des Staates bei der Durchsetzung von Recht und Ordnung.  Sicherheit vor Gewalt und Kriminalita t ist ein Grundbedu rfnis der Menschen und fu r uns ein wesentlicher Teil der Daseinsvorsorge. Nur Privilegierte ko nnen sich private Sicherheit leisten, alle anderen sind auf die Gewa hrleistung von Sicherheit durch den Staat angewiesen. Unser Ziel ist es, dass alle Menschen in Thu ringen sich sicher fu hlen und sicher leben ko nnen. Dazu bedarf es einer intensiveren Zusammenarbeit aller Sicherheitsbeho rden. Der Freistaat Thu ringen ist eines der sichersten La nder im bundesweiten Vergleich. Durch die strategischen Vera nderungen bezu glich der Einstellungszahlen bei der Thu ringer 
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Polizei konnte der Personalru ckgang gestoppt werden. Infolgedessen wurde die Pra senz in der Fla che erho ht, wodurch positive Auswirkungen auf das Sicherheitsgefu hl der Bu rgerinnen und Bu rger erzielt wurden. Auch die kontinuierliche Verbesserung der  Rahmenbedingungen bei der Ausstattung sowie der Aus- und Fortbildung in der Thu ringer Polizei hat zu einer wesentlichen Aufwertung der Sicherheitsarchitektur  
 gefu hrt. Zielgerichte Kampagnen haben maßgeblich dazu beigetragen, die Attraktivita t des Polizeiberufs in Thu ringen zu erho hen, sodass auch die Nachwuchsgewinnung im erforderlichen Umfang gewa hrleistet ist. Diese und weitere Maßnahmen sind das Ergebnis einer vorausschauenden, strategisch gut abgestimmten und sozialdemokratischen Sicherheitspolitik.    Daran mo chten wir anknu pfen. Wir stehen daher fu r eine starke und handlungsfa hige Polizei, einen handlungsfa higen Verfassungsschutz sowie effektive Strafverfolgungsbeho rden. Wir stellen uns den Feinden der Verfassung und jeglichem politischen und religio sen Extremismus entschieden entgegen und verteidigen die freiheitlich-demokratische Grundordnung. Dazu ist es erforderlich, die Polizei und alle Sicherheitsbeho rden materiell und personell gut auszustatten. Dies gilt ebenso fu r die Thu ringer Justiz und die Staatsanwaltschaften. Die Arbeit der Strafverfolgungsbeho rden, der Polizistinnen und Polizisten erfa hrt unsere Anerkennung und Wertscha tzung. Dazu za hlt auch, ihnen die Nutzung modernster Technik zur Verfu gung zu stellen. Dies ko nnen auch der Einsatz von Bodycams fu r Polizisten oder einzelne Maßnahmen der Videou berwachung sein. Die Gewa hrleistung der Inneren Sicherheit ist ein kontinuierlicher Prozess. Alle Maßnahmen mu ssen stets auf ihre Wirksamkeit u berpru ft, evaluiert und ggf. angepasst werden, um den aktuellen Bedrohungen unserer Zeit gerecht zu werden. Versuche, die Thu ringer Polizei in ihrer Gesamtheit oder einzelne Beamtinnen oder Beamte zu diskreditieren, weisen wir zuru ck.  Deshalb setzen wir uns fu r folgende Maßnahmen ein: (1) Steigerung des Sicherheitsgefu hls der Bu rgerinnen und Bu rger durch eine erho hte Pra senz von Polizeikra ften auf den Straßen. (2) Intensivierung des Informationsaustausches sowie der Zusammenarbeit der Strafverfolgungsbeho rden, wie Polizei, Thu ringer Verfassungsschutz und Justiz. (3) Extremistischen Tendenzen entgegenzuwirken, sei es politischer, religio ser oder anderweitiger Extremismus. Hierbei setzen wir auf eine enge Zusammenarbeit zwischen Sicherheitsbeho rden, Bildungseinrichtungen und Zivilgesellschaft.  (4) Ein generelles Verbot von Videou berwachung lehnen wir ab, da sie ein sinnvoller Baustein der Sicherheitsinfrastruktur zur U berwachung von kriminogenen Orten sein kann. (5) Wir setzen uns fu r eine vielfa ltige Gesellschaft ein. Deshalb beka mpfen wir Rassismus, Hasskriminalita t und schu tzen Minderheiten, indem wir zivilgesellschaftliche Akteure in ihrer Arbeit unterstu tzen. 
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(6) Angesichts der zunehmenden Bedrohung von Cyberkriminalita t sta rken wir die Beho rden durch bessere technische Ausstattung sowie Experten in der Beka mpfung gegen diese Gefa hrdungslagen. 
 
 

 

 

(4) Die arbeitende Mitte 

 Die Sozialdemokratie kennt die gesamte Breite gesellschaftlicher Forderungen. So wichtig die Interessen kleiner gesellschaftlicher Gruppen sind, so notwendig deren Beachtung ist, handlungsleitend und priorita r bleibt es seit ihrer Gru ndung, fu r die hart arbeitende Mehrheit der Gesellschaft gute Lebensbedingungen zu erreichen und ihre Teilhabe am gesellschaftlichen und politischen Leben zu gewa hrleisten. Diese Orientierung an den Interessen der arbeitenden Menschen gilt auch heute unter vera nderten Bedingungen dieser Zeit: Gute Arbeit ermo glicht die Selbstentfaltung der Perso nlichkeit und sta rkt die Leistungsfa higkeit der Bescha ftigten. Und: sie ist Voraussetzung fu r eine zukunftsfa hige Gesellschaft. Zu Guter Arbeit geho ren neben einer angemessenen Entlohnung die Selbstbestimmtheit, ein gesundes Arbeitsklima und Mo glichkeiten der Fort- und Weiterbildung. Gleichzeitig geho ren dazu Respekt und Wertscha tzung fu r ihre ta glich erbrachten Leistungen.  Die Wu rdigung der Leistung der Arbeitenden geschieht auch in dem Versta ndnis, dass Arbeit mehr ist, als bloßer Broterwerb. Sie ist sinnstiftend, fo rdert die gesellschaftliche Integration sowie die wirtschaftliche und soziale Entwicklung. Eine Teilnahme am Arbeitsleben soll zugleich wu nschenswert und lohnend sein. Dazu bedarf es zugleich neuer Anreize und Mechanismen, um alle Bevo lkerungsgruppen zu ermutigen und zu befa higen, am Arbeitsleben teilzunehmen, denn: Die arbeitende Mitte erwirtschaftet das Steuereinkommen, das verantwortungsvoll zu verausgaben ist.  Die Verbesserung von Arbeitsbedingungen wird am besten durch die Anwendung von Tarifvertra gen gewa hrleistet. Gleichzeitig verschließen wir nicht die Augen davor, dass die Kleinteiligkeit unserer Thu ringer Wirtschaft und die vielfa ltigen Belastungen von Gescha ftsfu hrungen z.B. im Handwerk, bei Selbststa ndigen, Freiberuflerinnen und Freiberuflern dazu fu hren, dass die Tarifbindung nicht im Fokus liegt. Das bedeutet nicht automatisch, dass sie sich weniger fu r die Belange ihrer Mitarbeitenden einsetzen. Vielmehr sind gerade diese Berufsgruppen von der aktuellen Situation multipler Krisen empfindlich betroffen. Darum setzen wir uns fu r sie ein.  Wir wenden uns darum gegen die Benachteiligung kleiner Unternehmen, die sich gegen eine Tarifbindung entscheiden. In Zeiten eines grassierenden Fachkra ftemangels in vielen Sektoren kommt es zusehends - und das ist bei den Unternehmen la ngst angekommen - darauf an, Bescha ftigte durch attraktive Arbeitsbedingungen, die Erleichterung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie eine wertscha tzende Kultur fu r die Unternehmen zu gewinnen und sie an sich zu binden. Unternehmen sollen sich an denen orientieren, die gute Lo hne zahlen, Qualifizierungen ermo glichen und fu r die Bescha ftigten ein Ho chstmaß an Planungssicherheit fu r ihre berufliche Karriere bieten. 
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Umgekehrt kann von Bescha ftigten eine hohe Arbeitsmoral, die Bereitschaft zur Weiterqualifikation und zum lebenslangen Lernen erwartet werden.  
 

 

 Wir nehmen zugleich wahr, dass sich eine, wenn auch nach Zahlen kleine Minderheit der Eingliederung in den Arbeitsmarkt oder der Kooperation mit den Jobcentern verwehrt oder Bu rgergeld bezieht und nebenbei schwarzarbeitet. Viele Menschen kennen hierfu r Beispiele und empfinden dies als Ungerechtigkeit. Diese Tatsachen werden von verschiedenen politischen Gruppierungen aufgebauscht und instrumentalisiert, um zu polarisieren. Wir kehren den Missbrauch gesetzlicher Regelungen und das Ausnutzen sozialer Leistungen nicht unter den Teppich. Wir sprechen ihn an und ordnen ihn zugleich in seiner Relevanz ein. Wir treten dafu r ein, in diesem Kontext bestehende Gerechtigkeitslu cken zu schließen und insbesondere dafu r, dass: (1) Der Sozialstaat diejenigen Menschen stu tzt, die aus Alters- und Krankheitsgru nden oder einer andersartigen schwerwiegenden perso nlichen Situation nicht arbeiten ko nnen. (2) Alle arbeitsfa higen Menschen im erwerbsfa higen Alter auch tatsa chlich und umgehend in Arbeit vermittelt und werden, dass entsprechende Sanktionen erlassen und durchgesetzt werden. (3) Bei der Ermittlung eines hinreichenden Lohnabstandsgebots fair gerechnet wird und alle Vergu nstigungen von Menschen im Bu rgergeldbezug, die aktuell nicht arbeiten (ko nnen), eingerechnet werden. Damit wird beru cksichtigt, dass diese Vergu nstigungen Menschen mit kleinen Einkommen und Renten i.d.R. nicht zustehen. (4) Schwarzarbeit als „illegales Zusatzeinkommen“ zum Bu rgergeld aufgedeckt und hart geahndet wird. (5) Menschen ohne Schul- oder Berufsabschluss durch ein System der Qualifizierung und Fo rderung unterstu tzt, aber auch im Sinne des konsequenten Forderns in Arbeit vermittelbar werden. (6) Bescha ftigten im Rentenalter eine weitere Bescha ftigung auf freiwilliger Basis und bei Bedarf mit reduziertem Stundenumfang ermo glicht wird. Auf diesem Wege kann der vorhandene Erfahrungsschatz genutzt und weitergegeben werden.  (7) Zugleich soll jedoch niemand aus wirtschaftlichen Gru nden zu einer la ngeren Lebensarbeitszeit gezwungen sein. Dafu r sorgen ausko mmliche Renten, fu r die sich die Sozialdemokratie seit jeher einsetzt.  (8) Dass es Entlastungen fu r diejenigen gibt, die aufgrund der niedrigen Lo hne der vergangenen Dekaden und gebrochener Erwerbsbiografien nur eine geringe Rente beziehen. 
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(5) Wirtschaft und Arbeit  
 Thu ringen hat sich in den vergangenen 30 Jahren positiv und erfolgreich als innovativer Wirtschafts- und Industriestandort entwickelt und dabei in vielen Bereichen dem Bundesdurchschnitt angena hert. Entstanden ist eine, im Wesentlichen mittelsta ndisch gepra gte, diversifizierte und leistungsfa hige Industrie. Diese werden wir weiter gezielt  
 fo rdern. Thu ringen steht als Wirtschaftsstandort jedoch, wie die anderen Bundesla nder auch, vor den enormen Herausforderungen unserer Zeit: Demografie und Fachkra ftemangel, Klimawandel, Inflation, hohe Energie- und Verbraucherpreise, Digitalisierung, Dekarbonisierung und unsichere Lieferketten. Die Finanzmarktkrisen, Corona und der Krieg in der Ukraine wirken sich erschwerend auf die Weiterentwicklung der wirtschaftlichen Leistungsfa higkeit des Freistaats aus.  Aufgrund der Lage zwischen strukturstarken Regionen wie Bayern, Hessen und Niedersachsen einerseits und andererseits Regionen, in die erhebliche Mittel zur Struktursta rkung im Zusammenhang mit dem Kohleausstieg fließen, besteht fu r Thu ringen zudem das Risiko, dass: (1) Mittel- und langfristig das Lohnniveau auf einem niedrigen Stand verharrt und das Gebot Guter Arbeit als ein zentrales politisches Versprechen der Bundes- und Landesregierung nicht eingelo st werden kann. (2) Die Tarifbindung von Thu ringer Unternehmen auch weiterhin auf einem geringen Niveau bestehen bleibt. (3) Der Transformations- und Dekarbonisierungsprozess langsamer voranschreitet als in anderen La ndern. (4) Geringere Steuereinnahmen zu verzeichnen sein werden, als es dem Thu ringer Potenzial von heute entspra che. (5) Arbeits- und Fachkra fte sowie Studierende, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler weiter abwandern und der Zuzug weiter stagniert. (6) Der gesellschaftliche Zusammenhalt weiter erodiert. 
 Wir setzen uns gegenu ber dem Bund dafu r ein, dass: (1) Das Verfassungsgebot der Gleichwertigkeit der Lebensverha ltnisse auch innerhalb Ostdeutschlands und damit auch fu r Thu ringen realisiert wird, mit der Zielsetzung, dem Gefu hl großer Teile der Thu ringer Bevo lkerung entgegenzuwirken, abgeha ngt oder Bu rger zweiter Klasse zu sein. (2) Programme zur Struktursta rkung auch in Thu ringen aufgelegt werden. (3) Der Transformationsprozess mit angemessener Fo rderung weiter vorangetrieben wird. 
 a) Unternehmen 
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Das Pendant zu Guter Arbeit und breiter Mitbestimmung der Bescha ftigten sind sozial verantwortlich handelnde Unternehmerinnen und Unternehmer. Die Seeheimer Thu ringen betrachten die Unternehmen nicht aus der Perspektive auf Großkonzerne, sondern als Partner bei der Gestaltung guter Arbeitsbedingungen, wirtschaftlicher Entwicklung und gesellschaftlichen Fortschritts. Moderne Unternehmen setzen bei der strategischen Entwicklung, der digitalen Transformation, der Dekarbonisierung und der Einbindung ku nstlicher Intelligenz auf die Expertise und Ideen ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Sie verdienen daher einen Vertrauensvorschuss.  
 Fu r die Gestaltung der Zukunftsaufgaben beno tigen sie die passenden Rahmenbedingungen. Engmaschige Vorgaben und unno tige bu rokratische Hu rden sind fu r die Entwicklung gerade in Phasen des Umbruchs hinderlich. Die wenigen Unternehmen, die jedoch fortlaufend Rechte der Bescha ftigten missachten, mu ssen zur Verantwortung gezogen werden.  Auch hier ist hinsichtlich der Leistungsfa higkeit großer, mittelgroßer und kleiner Unternehmen zu differenzieren. Eine Politik, die nicht entlastet, sondern nur fordert und dabei die begrenzten Kapazita ten kleiner Unternehmen, von Handwerkern und Selbststa ndigen aus dem Blick verliert, lehnen wir ab.  Wir setzen uns dafu r ein, dass: (1) Die Strom- und Energiepreise fu r die Wirtschaft insgesamt wieder konkurrenzfa hig werden. (2) Die Fo rderprogramme zur Dekarbonisierung angemessen ausgestattet werden. (3) Bu rokratische Hu rden weiter abgebaut werden. 

 b) Fachkra fte Thu ringen ist von einem vergleichsweise jungen Bundesland Anfang der 1990er Jahre zu einem Bundesland mit einer u berdurchschnittlich alten Bevo lkerung geworden.  Die Folgen des demografischen Wandels waren in Thu ringen bundesweit erstmals und bislang am meisten spu rbar. Bis zum Jahr 2035 werden insgesamt 385.000 Menschen aus dem Berufsleben ausscheiden und in den Ruhestand gehen. Dies stellt nicht zuletzt eine erhebliche Hypothek bei der Bewa ltigung des Transformationsprozesses zur CO2-Neutralita t dar.  Nach aktuellen Berechnungen ko nnen nur rund 247.000 Arbeitspla tze mit Personen aus Thu ringen nachbesetzt werden.  Die Sicherung des Fachkra ftebedarfs in Thu ringen setzt auf die inla ndischen Potentiale, ist aber alternativlos nur durch Anwerbung und Ausbildung von Menschen aus dem Ausland mo glich.  Wir treten dafu r ein:  
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(1) Das vorhandene Potenzial in Thu ringen noch besser auszuscho pfen und insbesondere Menschen ohne Schul- oder Ausbildungsabschluss, Menschen, die in Teilzeit arbeiten und a ltere Menschen, die u ber die Regelaltersgrenze hinaus weiterarbeiten mo chten, zu adressieren. (2) Dass die Produktivita t von Unternehmen z.B. durch Digitalisierung und Ku nstliche Intelligenz weiter gesteigert wird, um mit weniger Arbeitskra ften eine hohe Wertscho pfung zu generieren. (3) Dass alle Aktivita ten zur Fachkra ftegewinnung gesta rkt werden und insbesondere die German Professional School erfolgreich aufgebaut wird, um Menschen aus Drittstaaten auf eine Berufsausbildung in Thu ringen vorzubereiten. 
 

(6) Wissenschaft, Forschung, Innovation 

 Forschung und Innovation sind treibende Kra fte gesellschaftlichen Fortschritts und ermo glichen die Bewa ltigung aktueller und ku nftiger gesellschaftlicher Herausforderungen. Eine vielgestaltige Wissenschaftslandschaft mit leistungsstarken Hochschulen und Forschungseinrichtungen schafft dafu r die Voraussetzungen. Sie la sst sich nur mit einer ausko mmlichen Grundfinanzierung gewa hrleisten, die Spielra ume fu r die Profilierung und Neuakzentuierung la sst.  Insbesondere den Hochschulen kommt in einer Zeit wachsender Verunsicherung die Aufgabe zu, Orientierungswissen fu r die Gesellschaft zu generieren sowie Ideen und Impulse in den gesellschaftlichen und politischen Diskurs einzubringen. Als Arbeitgeber ha ufig auch in kleineren Sta dten kommt ihnen eine strukturbildende und -erhaltende Funktion zu. Sie sind fu r die Gesellschaft von besonderer Bedeutung und wirken im Rahmen der sog. Third Mission auf gesellschaftliche, politische und soziale Bereiche in ihren Regionen ein.  Sozialdemokratisches Credo ist und bleibt ein grundsa tzlich gebu hrenfreies Studium. Daru ber hinaus sollen internationale Studierende sowie Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler fu r die Hochschulen im Land gewonnen und als Fachkra fte fu r Thu ringen ausgebildet und gehalten werden. Dies kann durch attraktive Studienangebote, parallele Sprachkurse und eine gute, innovative sowie digital unterstu tzte Lehre erreicht werden.  Gleichzeitig muss Politik den Rahmen setzen, um Thu ringen als innovativen Standort zu festigen, Zukunftsfelder und die Etablierung neuer Forschungsschwerpunkte weiter zu sta rken. Unterstu tzt werden kann dieser Prozess durch eine gezielte Landes-Innovationspolitik und die Fo rderung von Wissenschaft, Forschung und Transfer, denn so ko nnen in Thu ringen neue Innovationso kosysteme entstehen.  Jedoch werden neue Strategien auf Landesebene allein nicht ausreichen, denn: Thu ringen hat mit 61% (Basisjahr 2019) bislang eine unterdurchschnittliche Bundesfinanzierungsquote im Rahmen der gemeinsamen Fo rderung von Wissenschaft und Forschung durch Bund und La nder zu verzeichnen.  Wir werden uns dafu r einsetzen: 
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(1) Dass Thu ringen Innovationskonzept 2040: „Thu ringer Lo we“ umzusetzen und Thu ringen als modernen Innovationsstandort zu sta rken. Dazu sollen Bundesmittel u.a. fu r ein Global Optical Valley, die Nexus-Zukunftsfabrik, das klima- und ressourcenschonende Bauen und fu r Technologie- und Gru nderparks eingeworben werden. (2) Ein Helmholtz-Zentrum fu r Polymere in Thu ringen anzusiedeln und die Aufnahme in den na chsten Koalitionsvertrag auf Bundesebene 2025 zu befo rdern. (3) Die Deutsche Agentur fu r Transfer und Innovation (DATI) beim Aufbau zu unterstu tzen und hieru ber neue Innovationswertscho pfungsketten in Thu ringen zu ermo glichen. 
 
 (4) Das System der Ausgru ndungen aus Hochschulen, außeruniversita ren und wirtschaftsnahen Forschungseinrichtungen zu fo rdern und im Bundeswettbewerb um die Gru ndung einer Startup-Factory Thu ringen zum Erfolg zu fu hren.  

 

(7) Bildung 

 Gute Bildung fu r alle ist Kern jeder sozialdemokratischen Programmatik und Politik. Sie o ffnet das Tor zu sozialem Aufstieg, zur umfassenden Teilhabe am gesellschaftlichen Leben und zur gesellschaftlichen Integration. Im Rahmen einer ganzheitlich ausgerichteten Bildung, die den Einzelnen und seine soziale Einbindung in den Mittelpunkt stellt, werden nicht nur Wissen und vielfa ltige Kompetenzen erworben. Vielmehr ko nnen insbesondere junge Menschen Selbstwirksamkeit erfahren. Bildung ermo glicht auch Selbstverwirklichung. Sie legt zugleich den Grundstein fu r den zuku nftigen Erfolg unserer Wirtschaft in einer kompetitiven Welt.  Um Thu ringen zukunftsfest zu machen, mu ssen Leistung und Fleiß als anzustrebende Werte genauso wie die Fo rderung von Menschen mit Beeintra chtigungen wieder sta rker in den Vordergrund geru ckt werden.  Gleichzeitig bedarf es insbesondere in den fru hen Lebensjahren, letztlich aber u ber den gesamten Lebenszyklus hinweg, hochwertiger Bildungsangebote. Diese mu ssen auch denjenigen zugutekommen, die nicht bereits vom Elternhaus und sozialen Umfeld die notwendige Unterstu tzung erfahren. Belohnt werden sollen bei dieser Gruppe nicht allein die messbare Leistung, sondern auch das Bemu hen und die Anstrengungen unter vergleichsweise widrigen Bedingungen. Voraussetzung dafu r ist ein Bildungswesen, das Phasen gemeinsamen Lernens ermo glicht, aber auch differenziert, Begabungen und Sta rken, aber auch Schwa chen individuell fo rdert und auf Ermutigung setzt. Es muss getragen sein von fachlich wie methodisch bestens qualifizierten, engagierten Pa dagoginnen und Pa dagogen, die ihren Beruf als Berufung verstehen.  Eine besondere Herausforderung wird es gerade in Thu ringen sein, dem Mangel an Lehrerinnen und Lehrern entgegenzuwirken.  Wir setzen uns dafu r ein, dass: 
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(1) Die Autonomie von Schulen gesta rkt und deren Entscheidungsspielra ume erweitert werden. Die Entwicklung und Implementierung moderner pa dagogischer Konzepte wird unbu rokratisch ermo glicht und unterstu tzt. (2) Die Attraktivita t des Lehrerberufs gesteigert wird durch bessere Verschra nkung von Studium und Praxis, durch die konsequente Entlastung von Verwaltungsaufgaben z.B. bei Klassenfahrten und durch Coachings bei schwierigen Alltagssituationen. (3) Die angemessene Anrechnung und Vergu tung von u ber den Arbeitsvertrag hinausgehende Zusatzstunden gewa hrleistet wird. (4) Lehrerinnen und Lehrer im konsequenten Umgang mit lernunwilligen oder renitenten Schu lerinnen oder Schu lern Unterstu tzung erfahren. Zu einem guten  
 
 Schulklima geho rt der Respekt der Eltern sowie deren Kindern vor Lehrerinnen und Lehrern. Das erfordert klare Regeln und konsequentes Handeln. (5) Kinder und Jugendliche besser motiviert werden, indem sie neben der Notengebung ein angemessenes und dokumentiertes Feedback zu ihren Anstrengungen erhalten. (6) Inklusion kein Schlagwort ist, sondern mit angemessener Unterstu tzung und problemada quaten Rahmenbedingungen realisierbar wird. Auch weiterhin werden Fo rderschulen mit speziellen Angeboten fu r spezielle Lebenslagen unterstu tzt. (7) Integration durch die notwendige Unterstu tzung durch zusa tzliches qualifiziertes Personal ermo glicht und erleichtert wird. (8) Der Einsatz von Ein-Fach-Lehrerinnen und -Lehrern, der Einsatz von Masterstudierenden, der Einsatz von ausla ndischen Studierenden als Sprachassistenten und neue, insbesondere digitale Formate gefo rdert werden. (9) Die Attraktivita t der Studienstandorte fu r ein Lehramt weiter gesteigert wird. (10) Internationale Schulpartnerschaften gesta rkt werden. 
 
 

(8) Bürokratieabbau 

 Max Weber hat Bu rokratie als die rationale Form legitimer Herrschaft definiert. Demnach vollzieht sich bu rokratische Herrschaft im Unterschied zu traditionaler oder charismatischer Herrschaft nach u berpru fbaren Regeln. Der Vorteil einer funktionierenden Verwaltung ist, dass sie fu r Legitimita t und Transparenz im demokratischen Staatswesen sorgt. Alles Verwaltungshandeln im demokratischen Rechtsstaat muss sich auf Gesetze zuru ckfu hren lassen. Wir ko nnen froh daru ber sein, dass wir in Deutschland u ber eine effiziente Verwaltung verfu gen. Unsere Gesetze mu ssen aber auch dafu r sorgen, dass die Verwaltung effizient sein kann. Daher wollen wir in unserem Land ebenso wie im Bund darauf achten, dass: (1) U berflu ssige bu rokratische Belastungen durch Gesetze und Verordnungen nicht entstehen und bestehende abgebaut werden.  (2) Wir fu r eine noch sta rker bu rgerfreundlich orientierte Verwaltung sorgen.  
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(3) U berflu ssige Berichtspflichten entfallen und unversta ndliche Formulare vereinfacht werden. 
 Den Aufbau von „Entbu rokratisierungsbu rokratien“ lehnen wir ebenso ab, wie den Abbau von Schutz- und Beteiligungsrechten der Bu rgerschaft bis hin zum Abbau des Sozialstaats unter dem Deckmantel des Bu rokratieabbaus. Gerade im Rahmen der Fachkra ftegewinnung, aber auch daru ber hinaus, beno tigt die Wirtschaft ebenso wie die Bu rgerinnen und Bu rger zudem beschleunigte und digitalisierte Antrags- und Genehmigungsverfahren.  

 

 

(9) Gesundheit und Pflege 

 

Die Gesundheitsversorgung gehört zu den wichtigsten Aufgaben der Daseinsvorsorge 
eines modernen und starken Staates. Deshalb gehört eine verlässliche Gesundheitspolitik 
zur DNA der Sozialdemokratie, auch in Thüringen. In unserem Wahlprogramm zur 
Landtagswahl hat die SPD Thüringen den Themen Gesundheitsversorgung und Pflege ein 
eigenes Kapitel gewidmet. Noch nie hat ein Wahlprogramm in Thüringen ein so 
ausführliches, innovatives und mutiges Kapitel Gesundheit und Pflege formuliert. Denn 
wir sehen in Umfragen, dass das Thema Gesundheit auch bei den Menschen in Thüringen 
auf der politischen Agenda immer weiter nach oben rückt. Die Herausforderungen, unser 
gutes Gesundheitswesen zu erhalten werden immer größer, deshalb müssen wir politisch 
noch mehr tun.  
 
Daher treten wir dafür ein: 

(1) Pflege wird Chefsache: Der Landesbeauftragte für Bürger erhält zusätzlich eine 
Sonderaufgabe Pflege (analog zum Bundesbevollmächtigten Pflege) und soll die 
Standleitung der Pflegeanbieter und Betroffenen in das Ministerium sein. 

(2) Pflegemonitor Thüringen: Angebot und Nachfrage finden nicht zueinander. Es muss 
zentral digital möglichst tagesaktuell einsehbar sein, welche Kapazitäten vorhanden 
sind. 

(3) MFG für Patienten: Analoges Konzept zur „Mitfahrzentrale“; für Patienten zum Arzt 
oder ins Krankenhaus könnte man intelligente Transporte organisieren. Der 
Transport kann gemeinsam mit Kliniken und Praxen kommunal organisiert werden.  

(4) Über 1600 ausländische Ärzte gibt es momentan in Thüringen: Wir schnüren ein 
Willkommenspaket für Ärztinnen und Ärzte und Pflegekräfte, erkennen sie schnell an 
und richten eine Task Force ein im Landesverwaltungsamt. 

(5) Comeback-Initiative für Pflegekräfte und Ärzte zu starten, die den medizinischen 
Beruf verlassen haben. 

(6) Ruhestands-Radar: Wir bauen ein landesweites Frühwarnsystem für die 
Nachbesetzung von Praxen auf und erfassen damit, wann Ärzte ihre Praxen abgeben 
wollen. 

(7) Hausarzt first: Wir stärken die Rolle des Hausarztes. Der Ärztemangel ist auch zum Teil „hausgemacht“, weil die Hausärzte zu wenig steuern. Die Wartezeit für Fachärzte 
kann durch hausärztliche Steuerung verkürzt werden, wenn es sich um dringende 
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Anliegen handelt. Es darf kein Windhundrennen um Termine bei Fachärzten geben, 
sondern Terminvergabe nach Dringlichkeit. Dazu brauchen wir mehr Fallberatung der 
Patienten durch Hausärzte oder qualifiziertes medizinisches Personal. Mit knappen 
Personal- und Zeitressourcen muss sorgsamer umgegangen werden. 

(8) Bürokratieabbau: Wir etablieren einen Runden Tisch Bürokratie mit allen Akteuren 
im Gesundheitswesen, um konkret nach Beispielen zu suchen, wie Bürokratie und 
Misstrauenskultur reduziert werden können. 

 
 
 

 

(10) Rentnerinnen und Rentner 

 Menschen, die nicht in den zwei Jahrzehnten nach 1990 in Rente gegangen sind oder die jetzt in Rente gehen, beziehen aufgrund geringer Lo hne und ha ufig gebrochener Erwerbsbiografien in den Jahren nach 1990 nur geringe Renten, sie liegen oftmals nur auf oder knapp u ber dem Bu rgergeldniveau - Altersarmut droht und ist vielfach heute real. Diese Rentnerinnen und Rentner haben daher in besonderer Weise unter Preissteigerungen aller Art zu leiden. Dabei ko nnen sie sich nicht wie andere Berufsgruppen aktiv beispielsweise durch Streiks als letztes Mittel zur Durchsetzung ihrer Forderungen zur Wehr setzen.  Gleichzeitig sind a ltere Menschen ha ufiger in sta rkerem Maße auf eine gute Gesundheits- und pflegerische Versorgung angewiesen. Oftmals werden hohe Zuzahlungsbeitra ge fu r Medikamente und sta ndig steigende Eigenbeitra ge fu r Pflegedienstleistungen verlangt. Zudem brauchen gerade sie einen guten und verla sslichen o ffentlichen Nahverkehr sowie eigene individuelle Mobilita t.  Diese Rentnerinnen und Rentner mu ssen spu rbar entlastet werden. Die Versorgung mit und Erreichbarkeit von (Fach-)A rzten und Apotheken sowie Pflegeeinrichtungen muss verbessert werden.  Zusa tzlich gilt es, mobile Gesundheitszentren und Apotheken auszubauen. Die Thu ringer Familienkarte als dauerhaftes Angebot sollte auch fu r Seniorinnen und Senioren gelten. Sie sollen damit die Mo glichkeit haben, Theater, Freiba der, Museen und Freizeitangebote vergu nstigt nutzen zu ko nnen.   Wir setzen uns auf Bundesebene dafu r ein, dass: (1) Das Rentenniveau deutlich u ber dem Niveau des Bu rgergelds liegt (Rentenabstandsgebot) und die unter dem Bu rgergeldniveau liegenden Renten automatisch auf den Bu rgergeldbetrag plus Abstand aufgestockt werden.  (2) Zusatzverdienste bis 2500 Euro nach Erreichen der Altersgrenze nicht versteuert werden. (3) Die Zuzahlung fu r Medikamente abgesenkt werden. (4) Pflege bezahlbar bleibt und Eigenbeitra ge in der Pflege deutlich abgesenkt und fu r Menschen mit schmalen Renten ga nzlich abgeschafft werden. A ltere Menschen sollen angemessenen und unbu rokratischen Zugang zu Pflegeleistungen haben. 
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(5) Um die individuelle Mobilita t von Menschen gerade im la ndlichen Raum lange zu erhalten, werden wir die Teilnahme an Verkehrsteilnehmerschulungen und a rztlichen Vorsorgeuntersuchen fo rdern. Wir setzen uns daru ber hinaus fu r die vergu nstigte Nutzung des O PNV fu r Seniorinnen und Senioren in Thu ringen sowie fu r Carsharing-Modelle und Rufbusse in la ndlichen Ra umen ein. (6) Fu r Menschen, die u ber das Rentenalter hinaus auf eigenen Wunsch beruflich ta tig sein wollen, setzen wir uns fu r gute Rahmenbedingungen und Anreize durch neuen Arbeitsmodelle und Vermittlungsplattformen ein.  
 

(11) Ländlicher Raum 

 Thu ringen ist ein la ndlich gepra gtes Land, das keine stark versta dterten Regionen wie beispielsweise das Ruhrgebiet aufweist, es verfu gt nicht u ber Metropolregionen im Umland von Großsta dten. Auch die gro ßten Sta dte des Freistaats – Erfurt, Jena, Gera – sind im Gro ßenvergleich eher klein. Es gibt erhebliche Unterschiede in den Regionen, die sich an den Strukturdaten der Regionen ablesen lassen.  Wir nehmen die Lebensbedingungen der Menschen in den la ndlich gepra gten Regionen in den Blick und sorgen dort fu r eine Lebensqualita t, die sich in den entscheidenden Handlungsfeldern der Daseinsvorsorge den Sta dten angleicht. Wir setzen uns dafu r ein, dass auch diese Regionen wieder sichtbarer werden und vom wirtschaftlichen Erfolg des Freistaats in den letzten Jahren profitieren. Deshalb ist es erforderlich, die einzelnen Regionen genau zu analysieren, um passgenaue, regionale Fo rderprogramme initiieren zu ko nnen. Damit bei der Daseinsvorsorge eine erfolgreiche Angleichung von Stadt und Land gelingt, setzen wir uns fu r folgende Maßnahmen ein: (1) Infrastrukturverbesserungen: Eine gute Infrastruktur ist entscheidend fu r die Entwicklung des la ndlichen Raums. Dies umfasst eine transparente und nachvollziehbare Priorita tensetzung von Maßnahmen wie den Ausbau von Straßen und o ffentlichen Verkehrsmitteln (O PNV), den Breitbandausbau fu r schnelleres Internet, die Verbesserung der Wasser- und Abwasserversorgung sowie den Zugang zu ausreichenden und gut ausgestatteten Bildungs- und Gesundheitseinrichtungen (Krankenha user, A rzte- und Pflegeeinrichtungen, Apotheken).  (2) Fo rderung der Wirtschaft: Um die Wirtschaft im la ndlichen Raum anzukurbeln, unterstu tzen wir landwirtschaftliche Betriebe, existierende lokale Unternehmen und schaffen Arbeitspla tze durch Existenzgru ndungen und Co-working Spaces. Wir setzen dabei auf die Bevo lkerung vor Ort, deren Innovationskraft und Unternehmertum. Wir fo rdern den Tourismus und sorgen fu r die u berregionale Sichtbarkeit des la ndlichen Raums mit seinen Anziehungspunkten. (3) Fo rderung der Gemeinschaft: Eine aktive und engagierte Gemeinschaft ist elementar fu r die Sta rkung des la ndlichen Raums. Deshalb unterstu tzen wir die Fo rderung von Vereinen und Organisationen, die sich soziale und kulturelle Aktivita ten sowie die Ausrichtung von Veranstaltungen zur Aufgabe gemacht 
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haben. Wir unterstu tzen die Kommunen und Ehrenamtlichen dabei, Begegnungsorte fu r die Gemeinschaft zu schaffen. (4) Partizipation: Damit die Bu rgerinnen und Bu rger im la ndlichen Raum sich mehr wahrgenommen fu hlen, ist es wichtig, dass die Politik auch abseits der urbanen Ra ume Mo glichkeiten zur Partizipation schafft. Deshalb setzen wir uns fu r Formate wie Bu rgerdialoge, Bu rgerbefragungen und Bu rgerra te zu bestimmten politischen Themen ein. Vor allem auf kommunaler Ebene sollte es das Ziel sein, wieder mehr Menschen fu r die Gestaltung des unmittelbaren Lebensumfeldes zu gewinnen.   


